
 

Initiativgruppe Internationale Ausgleichsunion 
 
Eine andere Weltwirtschaft ist möglich - Für eine 
internationale Ausgleichsunion 
 
 
Die aktuelle Krise macht grundsätzliche Alternativen denkbar und notwendig. Es 
reicht nicht, die Finanzmärkte stärker zu regulieren und einige der besonders 
gefährlichen Finanzinstrumente zu kontrollieren. Grundsätzliche Alternativen zum 
gegenwärtigen Finanz- und Währungssystem sind aber nicht nur notwendig, um 
langfristig eine stabilere Weltwirtschaft zu etablieren. Die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen müssen vor allem gerechter und demokratischer werden. 
 
Heute wird wohl niemand mehr leugnen, dass mangelhafte Regulierungen der 
Finanzmärkte eine wesentliche Ursache der Krise waren. Durch Bekenntnisse wie 
das der G20-Regierungen, kein Akteur auf den Finanzmärkten dürfe in Zukunft 
unreguliert bleiben, ist die langjährige Grundkonstellation von finanzmarktgläubigen 
Neoliberalen im Regierungslager einerseits und finanzmarktkritischen 
Regulierungsbefürwortern auf Seiten der Globalisierungskritik andererseits 
zunehmend verschwommen. Sicher, aus Sicht des Mainstreams in Politik, Medien 
und Wissenschaft beschränkt sich die neue Regulierungsbereitschaft darauf, dass in 
Zukunft auch Akteure wie Zweckgesellschaften und Hedge Fonds einer gewissen 
Mindestregulierung unterworfen werden müssen. Vorstöße für grundlegend andere 
Spielregeln und Funktionsbeschränkungen für Banken, wie z.B. das Verbot von 
besonders komplexen und vornehmlich spekulativen Finanzprodukten, sucht man 
derzeit auf Seiten der offiziellen Politik vergebens. Nichtsdestotrotz leidet ein 
Netzwerk wie Attac darunter, dass in der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden ist, 
man kritisiere die Regierungen vor allem, weil sie ihre Politik der Re-Regulierung zu 
zaghaft betrieben. Oder um ein Bild zu bemühen: Viel zu viele Menschen sind der 
Illusion erlegen, die Ärzte verordnen zu wenig von der richtigen Medizin. 
 
Bei dieser „Neuen Unübersichtlichkeit“ bleibt weitgehend unbeobachtet, dass sich in 
zwei ebenso wichtigen Ursachenbündeln der Krise praktisch nichts bewegt. Nichts 
tut sich bei der massiven Vermögenskonzentration, die neben dramatischer 
Ungerechtigkeit durch den Anlagedruck auf den Finanzmärkten selbst eine 
wesentliche Triebfeder der Krise ist. Und zweitens werden die globalen 
Ungleichgewichte in der Weltwirtschaft totgeschwiegen, die bisherige Rolle und 
Situation der USA als Konsument der letzten Instanz und die Exportweltmeister 
China und Deutschland, die eine aggressive Weltmarktdominanz ausüben. 
 
Attac ist daher gut beraten, sich auch der beiden letzteren Ursachenbündeln, 
Verteilungsfrage und globale Ungleichgewichte, anzunehmen. Mit dem Slogan „Wir 
zahlen nicht für Eure Krise“ ist dies hinsichtlich der Verteilungsfrage schon teilweise 
gelungen. Mit dem hier vorgestellten Vorschlag, die Einführung einer „Internationalen 
Ausgleichsunion“ stark zu machen, soll insbesondere der zweite Aspekt 
berücksichtigt werden. 
 
Das globale Währungssystem der Nachkriegszeit mit dem US-Dollar als Leitwährung 
war von vornherein so konzipiert, dass es nur bei entsprechender Disziplin des 
Hegemons USA stabil bleiben konnte. Jenseits aller Stabilitätsfragen war es von 



 

Anfang an nicht als gleichberechtigtes multilaterales System angelegt. 
Handelsungleichgewichte verstärken sich, so lange Überschussländer bereit sind, 
Dollarreserven anzuhäufen bzw. globale Gläubigermächte zu werden. Und stark 
schwankende Wechselkurse haben in den letzten Jahren eine Vielzahl an Krisen in 
Entwicklungs- und Schwellenländern ausgelöst. Gleichzeitig droht die Europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion an den internen Ungleichgewichten zu zerreißen – 
die aggressive Niedriglohn-Standortpolitik des „Exportweltmeisters“ Deutschland hat 
in den europäischen Defizitländern Arbeitslosigkeit und Zahlungsprobleme verstärkt. 
 
Die hier vorgestellte internationale Ausgleichsunion bietet ein schlüssiges und 
umfassendes Konzept – an der Schnittstelle zwischen effektiver 
Finanzmarktregulierung und globaler Handelspolitik können dadurch Finanzmärkte 
drastisch geschrumpft, Währungsspekulationen beendet und globale 
Ungleichgewichte bekämpft werden.  
 
Das hier vorgestellte Konzept versteht sich nicht als Ersatz oder Alternative zu den 
vielen wichtigen Einzelforderungen, die innerhalb von Attac und im den 
globalisierungskritischen, linken Bewegungen seit langem diskutiert und gefordert 
werden. Im Gegenteil: Die Grundidee der Ausgleichsunion hat den Charme, dass sie 
viele unserer Forderungen zu einem stimmigen Gesamtkonzept verbindet, langfristig 
auf ein gemeinsames Ziel orientiert und damit die Notwendigkeit der kurz- und 
mittelfristigen Einzelforderungen noch unterstreicht. 
 
Die Grundprinzipien einer Internationalen Ausgleichsunion (Arbeitstitel) 
 

1. Weltwährung: Jedes Land (die Zentralbank jedes Landes) hat bei einer neu 
geschaffenen internationalen Clearing Stelle (Internationale Ausgleichsunion) 
ein Konto, über das alle seine Zuflüsse und Abflüsse im Rahmen der 
Außenwirtschaftsbeziehungen abgewickelt und registriert werden. Als 
Verrechnungseinheit dieser Konten dient eine neu zu schaffende 
internationale Währung. 

2. Wechselkursstabilität: Die Wechselkurse aller Währungen werden in einem 
festen, aber mittelfristig anpassungsfähigen Verhältnis zur Weltwährung fixiert. 
Besondere Vereinbarungen regeln, nach welchen Kriterien Wechselkurse 
angepasst werden. Anlass für Wechselkursanpassungen sollten insbesondere 
Leistungsbilanzungleichgewichte sein, die durch unterschiedliche 
gesamtwirtschaftliche Entwicklungen z.B. bei Preisniveau oder Produktivität in 
verschiedenen Ländern entstehen. 

3. Internationale Ausgleichsunion: In das System der internationalen 
Ausgleichbank werden Mechanismen eingebaut, die sicherstellen, dass 
Länder sowohl ihre exzessiven Überschüsse als auch ihre exzessiven Defizite 
abbauen. Die zwei folgenden Mechanismen bieten sich an (es könnten auch 
andere sein):  

a. Strafsteuer auf exzessive Überschüsse und Defizite: Überschussländer 
haben am Ende eines Jahres auf ihrem Konto bei der internationalen 
Ausgleichsunion ein Guthaben,  Defizitländer ein Soll ausgewiesen. Es 
werden sowohl Überschüsse als auch Defizite auf den Konten der 
internationalen Ausgleichsunion mit einer progressiven Strafsteuer 
entwertet.  

b. Maximalgrenzen: Für den Fall, dass die progressiven Strafsteuern nicht 
ausreichen, um exzessive Bilanzungleichgewichte zu verhindern, 



 

werden Obergrenzen für Guthaben bei der Ausgleichsunion festgelegt 
(z.B. die Summe der durchschnittlichen jährlichen Im- und Exporte), bei 
deren Überziehung die Guthaben der Überschussländer automatisch 
gestrichen werden. Die gestrichenen Gelder fließen als internationale 
Reserven der Ausgleichsunion zu, die diese sinnvoll einsetzt 
(Entwicklungsfinanzierung, Schuldenerlass etc.). Durch die Sanktionen 
der Ausgleichsunion für Exportüberschussländer wird dem aggressiven 
Wachstumsmodell der Bundesrepublik, dass durch sog 
„Lohnzurückhaltung“ und Schwächung der Gewerkschaften seine 
Wettbewerbsfähigkeit auf Kosten anderer Länder steigert, 
entgegengewirkt. 

4. Kapitalverkehrskontrollen: Jedes Land hat das Recht, den Kapitalverkehr zu 
kontrollieren.  

5. Demokratische Kontrolle: Die Grundregeln der Internationalen 
Ausgleichsunion werden völkerrechtlich verankert und auf demokratischen 
Wege, z.B. durch ein globales Referendum, beschlossen. Die voraussichtlich 
wenigen Entscheidungen über kleinere Veränderungen der Regeln und die 
laufenden Aktivitäten der internationalen Ausgleichsunion werden in einem 
demokratischen Prozess getroffen, an dem alle Länder beteiligt sind. Um 
asymmetrische Entscheidungen zu vermeiden sollten Quoren und doppelte 
Mehrheiten erforderlich sein (z.B. angelehnt an das Modell der Global 
Environmental Facility, bei der sowohl die Industie- als auch Entwicklungs- 
und Schwellenländer einer Entscheidung zustimmen müssen.) 

 
 
Was heißt das konkret? 
 
1. Weltwährung: 
Die Weltwährung der Ausgleichsunion ist im eigentlichen Sinne nur eine 
Verrechnungseinheit zwischen Zentralbanken. Privatpersonen, Firmen oder 
Regierungen haben mit der internationalen Weltwährung nie direkt Kontakt, sondern 
nur die internationale Ausgleichsunion, die den internationalen Zahlungsverkehr in 
dieser Währung miteinander aufrechnet. 

 
Vorteile des Modells: 
• Damit wäre eine wichtige Schwachstelle aller bisherigen Weltwährungssysteme 

überwunden, die immer unter der Vorherrschaft der Währung des jeweils 
dominierenden Landes (Pfund Sterling, US-Dollar) standen bzw. stehen. 

• Internationaler Handel würde längerfristig kalkulierbarer, da Wechselkursrisiken 
entfallen. 

• Länder brauchen keine Währungsreserven mehr anzuhäufen, um sich gegen 
Währungsspekulationen abzusichern. 

 
2. Wechselkursstabilität: 
Wechselkursstabilität heißt, dass die jeweiligen Zentralbanken sich verpflichten, 
durch Kauf und Verkauf von internationalen Währungen auf den Devisenmärkten 
einen vorher festgesetzten Wechselkurs einer Währung im Verhältnis zur 
Weltwährung stabilisieren. D. h., dass eine Zentralbank dann ihre eigene Währung 
auf den Devisenmärkten verkauft, wenn der Kurs dieser Währung auf dem 
Devisenmarkt zu hoch ist (das höhere Angebot senkt dann die Preise). 



 

Dabei gibt es eine bestimmte kleine Bandbreite, innerhalb derer die Wechselkurse 
sich je nach Angebot und Nachfrage auf den Devisenmärkten (inkl. der 
Interventionen der Zentralbanken) bewegen können (im Bretton-Woods System z.B. 
± 1 Prozent). 

 
Vorteile des Modells: 
• Währungsspekulationen: Die Möglichkeiten für Währungsspekulationen sind bei 

fixen Wechselkursen fast nicht vorhanden. Mittelfristige Anpassungen der 
Wechselkurse können durch entsprechende Regeln kombiniert mit 
Kapitalverkehrskontrollen so gestaltet werden, dass die Möglichkeiten für 
Währungsspekulationen gering sind. 

• Internationaler Handel: Stabile Wechselkurse erleichtern internationalen Handel. 
Währungsstabilität ist vor allem deshalb so wichtig, weil sie Handelspartnern 
Planungssicherheit gibt. Dies ist besonders für die Länder eine große 
Verbesserung, die heute keine Leitwährungsländer sind haben (nicht Dollar, Euro 
oder Yen), und daher beim Handel ein doppeltes Währungsrisiko eingehen: Den 
Umtausch von der Ursprungs- in die Leitwährung und dann von der Leit- in die 
Zielwährung. 

• Politische Entscheidung für sinnvolle Wechselkurse: Das neoliberale Argument, 
dass frei floatende Wechselkurse sich automatisch einpendeln auf die 
tatsächlichen relativen Positionen von miteinander Handel treibenden Ökonomien 
war unter Bedingungen weitgehend freien Kapitalverkehrs auch im Sinne der 
neoklassischen Theorie schon immer falsch: Wenn Wechselkurse durch Angebot 
und Nachfrage bestimmt werden, die Kapitalbewegungen aber vom Volumen her 
die Handelsvolumen um ein vielfaches übertreffen, kann auch theoretisch von 
Handelsungleichgewichten kein wirksames Korrekturmoment für die 
Wechselkurse ausgehen. Die ausgesprochen stark schwankenden Wechselkurse 
seit Mitte der 1970er Jahre sind der permanente Beweis dafür, dass frei floatende 
Wechselkurse nicht von den realwirtschaftlichen Positionen der Länder 
abhängen, sondern von einer Vielzahl anderer Faktoren. Anstelle irrationaler 
Wechselkurse, die durch anonyme Marktkräfte bestimmt werden, sollten die 
Wechselkurse auf einem sinnvollen Niveau stabilisiert werden, das einer 
Ökonomie einen symmetrischen Handel erlaubt (ungefähres Gleichgewicht von 
Im- und Exporten). 

• Alternative zur Wahl zwischen repressiv fixen und unkontrolliert floatenden 
Wechselkursen: Eine internationale Ausgleichsunion ist eine gute Alternative zu 
den beiden jeweils ausgesprochen problematischen Währungssystemen, die 
bisher historisch dominiert haben und auch die ökonomischen Debatten 
beherrschen. Fixe Wechselkurse (und ihre Abwandlungen wie die 
Währungsunionen in der EU, currency boards oder an den Dollar gekoppelte 
Ökonomien des Südens) kombiniert mit freiem Kapitalverkehr schränken, genau 
wie der Goldstandard, nationale Politikspielräume soweit ein, dass eine autonome 
Geldpolitik unmöglich wird. Für kleinere Ökonomien kommt noch die Gefahr 
massiver Währungsspekulationen dazu. Demgegenüber haben flexible 
Wechselkurse vor allem für kleine Ökonomien den Nachteil, dass ihre Währungen 
Spielball der Spekulation werden. 

• Stabile Wechselkurse erhöhen den wirtschaftspolitischen Spielraum: Fixkurse bei 
eingeschränktem Kapitalverkehr erlauben eine eigenständige Geldpolitik von 
Regierungen. Andererseits  wird eine Steigerungen der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der eigene  Exportindustrien durch gezieltes unilaterales 
Drücken der Währung unmöglich  



 

 
3. Handelsbilanz-Ausgleichsunion:  
 
Vorteile des Modells: 
• Statt einseitig nur die Defizitländer mit Schuldzinsen zu bestrafen, und die 

Überschussländer mit Habenzinsen zu belohnen – was das Ungleichgewicht 
noch vergrößert –, gibt es einen Mechanismus, der das Gleichgewicht im 
internationalen Handel wieder herstellt. Die Sanktionierung der Überschussländer 
ist eine wichtige Voraussetzung dafür, dass Defizitländern ihre Defizite und 
Fremdwährungsschulden abbauen können bzw. gar nicht erst in tiefe 
Auslandsverschuldung absinken. 

 
4. Kapitalverkehrskontrollen: 
 
• Bestehende internationale, multi- und bilaterale Verträge, die 

Kapitalverkehrskontrollen verbieten, (EU, NAFTA, OECD, WTO etc.) könnten in 
ihrer bisherigen Form nicht weiter bestehen. 

• Wirtschaftspolitische Spielräume: Jedes Land soll die Souveränität über die 
eigene Geld- und Fiskalpolitik haben, um nach eigenem Ermessen 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung fördern zu können. Bei festen 
Wechselkursen und unterschiedlichen nationalen Geldpolitiken, d. h. Zinssätzen, 
kann daher der internationale Kapitalverkehr nur stark eingeschränkt zugelassen 
werden. Andernfalls würden die Ersparnisse aller Länder immer im Land mit den 
höchsten Zinsen angelegt werden, was zu dramatischen Kapitalbewegungen bei 
Veränderungen der Zinssätze führen würde. Kapitalverkehrskontrollen sind 
außerdem zentral, um Währungsspekulationen bei stabilisierten Wechselkursen 
zu verhindern. 

 
5. Demokratische Kontrolle 
• Die demokratische Kontrolle jeglicher internationaler Organisationen und 

besonders einer internationalen Ausgleichsunion ist vielleicht die wichtigste 
Voraussetzung dieses Konzeptes. Wenn die demokratische Kontrolle nicht nur 
nicht ausreichend funktioniert, kann eine solche Institution leicht für die Interessen 
bestimmter Ländergruppen missbraucht werden und verliert ihr 
emanzipatorisches Potential.  

• Mechanismen der demokratischen Kontrolle: Es gibt verschiedene Möglichkeiten, 
wie genau demokratische Kontrolle aussehen könnte. Wichtig ist, dass nicht 
(ähnlich wie im IWF) die Größe von Ökonomien (BIP) oder die Menge des 
internationalen Handels bestimmter Länder das ausschlaggebende Kriterium für 
demokratische Entscheidungsrechte sind. Die Bevölkerungsanzahl sollte daher 
(auch) eine wichtige Rolle spielen.  

• Global Environmental Facility-Modell als praktisches Beispiel (s.o.) 
 
 
II Worauf gibt eine internationale Ausgleichsunion Antworten – worauf nicht? 
 
Das hier vorgestellt Konzept einer internationalen Ausgleichsunion stellt zwar eine 
grundlegende Veränderung des internationalen Handels-, Finanz- und 
Währungssystems dar und löst eine Reihe von zentralen Problemen in einer Weise, 
die über den Kapitalismus hinausweisen, es nimmt jedoch keineswegs für sich in 



 

Anspruch, mit allen (oder auch nur allen wichtigen) Fehlern des herrschenden 
Systems aufzuräumen.  
 
Die Idee einer internationalen Ausgleichsunion wurde ursprünglich in den 1940er 
Jahren von dem britischen Ökonomen John Maynard Keynes unter dem Begriff 
„International Clearing Union“ (ICU) entwickelt, der von der britischen Regierung 
beauftragt worden war, ein Modell einer Weltwirtschaftsordnung für die 
Nachkriegszeit zu entwickeln. Es muss betont werden, dass Keynes Diskussion zur 
ICU nur sehr lose mit dem zusammenhängt, was landläufig unter keynesianischer 
Politik verstanden wird (d.h. seinen Vorschlägen für eine nachfrageorientierte 
Wirtschaftspolitik). Die Etablierung einer internationalen Ausgleichsunion bestimmt 
nicht, was für eine Wirtschaftspolitik in den jeweiligen Mitgliedsländern der Union 
tatsächlich gemacht wird oder auch was für Formen der Wirtschaft dort vorherrschen 
(neoliberaler Wettbewerbsstaat, keynesianischer Sozialstaat, solidarische Ökonomie, 
Sozialismus oder Kommunismus). Sie eröffnet vielmehr Politikspielräume für 
verschiedene Modelle von Ökonomie, solange sie sich im internationalen System 
zahlungsbilanzneutral verhalten. Demgegenüber verengt das gegenwärtige, 
wettbewerbsorientierte Währungs- und Finanzsystem Politikspielräume besonders in 
Nicht-Leitwährungsländern massiv: über die anonyme Macht der Märkte werden so 
bestimmte wirtschaftspolitische Maßnahmen sowie bestimmte Formen des 
Wirtschaftens verhindert (Schuldenregime, Standortpolitik, Exportabhängigkeit). Die 
Ausgleichsunion ist in diesem Sinne übersystemisch: Sie ist ein Versuch mit der 
Frage des interregionalen Handels zwischen verschiedenen Ökonomien umzugehen, 
die sowohl zwischen kapitalistischen als auch solidarischen Wirtschaftsräumen 
sinnvoll erscheint.  
 
Ein weiteres Probleme, auf die eine internationale Ausgleichsunion eine 
emanzipatorische Antwort darstellt ist die Schuldenkrise: 
Da Schulden akkumulierte Leistungsbilanzdefizite sind, würde ein Mechanismus zur 
Begrenzung der Handelsdefizite auch die Schulden begrenzen und 
Überschuldungskrisen in Zukunft verhindern. Außerdem erleichtert eine 
internationale Ausgleichsunion die Abtragung der systemisch beschränkten 
Schulden. Da sie Ober- und Untergrenzen für die Verschuldung der einzelnen 
Länder vorsieht, müssten die Auslandsschulden (und damit auch die Guthaben der 
Gläubigerländer) zuvor auf ein ökonomisch verträgliches Maß reduziert werden. Mit 
diesem Ziel wird von UN-Institutionen, Wissenschaft, Nichtregierungsorganisationen 
und sozialen Bewegungen aus Nord und Süd seit Jahren ein Internationales 
Insolvenzrechts für Staaten gefordert. Statt bislang der Willkür der Gläubiger 
ausgeliefert zu sein, soll ein paritätisch von Gläubiger- und Schuldnerseite besetztes 
Schiedsgericht über die notwendige Entschuldung entscheiden. Ähnlich einer 
Verbraucherinsolvenz dürfte das zum Überleben und für die Gewährleistung der 
politischen und sozialen Menschenrechte notwendige Existenzminimum eines 
Schuldnerlandes dabei nicht angetastet werden. Die Legitimität der Schulden müsste 
ebenfalls geprüft werden. Ziel muss es sein, dem Schuldnerland einen 
wirtschaftlichen Neuanfang zu ermöglichen. 

 
 
Ausgleichsunion und Europa: 
Die Grundprinzipien bieten sich auch an für eine bessere makroökonomische 
Koordination in der EU und eine gemeinsame Wirtschafts- Steuer- und Sozialpolitik. 
Hier hat Deutschland als notorisches Überschussland eine besondere 



 

Verantwortung. Die Regierungen der Eurozone, allen voran die Bundesregierung, 
sollen die Grundprinzipien der Ausgleichsunion als Alternative zum Europäischen 
Wachstums- und Stabilitätspakt und zum Zuschnitt der EZB auf europäischer Ebene 
ins Spiel und voran bringen. Eine europäische European Clearing Union auch wenn 
in einer bereits bestehenden Währungsunion natürlich im Detail anders ausgestaltet,  
würde zugleich dem beliebten Vorwand entgehen, die USA würden ohnehin 
weitergehende Schritte immer blockieren. 
 
Graduelle Einführung: 
Auch wenn die Ausgleichsunion aufgrund des in der aktuellen weltwirtschaftlichen 
Krise deutlich gewordenen Reformbedarfs ein schon beinahe realpolitischer 
Vorschlag ist, wird es wohl bestenfalls zu einer graduellen Entwicklung in diese 
Richtung kommen. Dabei könnten viele der in den vergangenen Jahren immer 
wieder ins Spiel gebrachten Vorschläge wie z. B. die Tobin-Steuer, Wechselkurs-
Zielzonen, Kapitalverkehrsregulierungen und ein internationales Insolvenzrecht 
wichtige Katalysatorfunktionen übernehmen. 
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